
Feministische Alternative fällig! : Verschärfung
beim Schwangerschaftsabbruch?

Autor(en): Bosshard, Vreni

Objekttyp: Article

Zeitschrift: Emanzipation : feministische Zeitschrift für kritische Frauen

Band (Jahr): 12 (1986)

Heft 2

Persistenter Link: https://doi.org/10.5169/seals-360429

PDF erstellt am: 26.06.2024

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte an
den Inhalten der Zeitschriften. Die Rechte liegen in der Regel bei den Herausgebern.
Die auf der Plattform e-periodica veröffentlichten Dokumente stehen für nicht-kommerzielle Zwecke in
Lehre und Forschung sowie für die private Nutzung frei zur Verfügung. Einzelne Dateien oder
Ausdrucke aus diesem Angebot können zusammen mit diesen Nutzungsbedingungen und den
korrekten Herkunftsbezeichnungen weitergegeben werden.
Das Veröffentlichen von Bildern in Print- und Online-Publikationen ist nur mit vorheriger Genehmigung
der Rechteinhaber erlaubt. Die systematische Speicherung von Teilen des elektronischen Angebots
auf anderen Servern bedarf ebenfalls des schriftlichen Einverständnisses der Rechteinhaber.

Haftungsausschluss
Alle Angaben erfolgen ohne Gewähr für Vollständigkeit oder Richtigkeit. Es wird keine Haftung
übernommen für Schäden durch die Verwendung von Informationen aus diesem Online-Angebot oder
durch das Fehlen von Informationen. Dies gilt auch für Inhalte Dritter, die über dieses Angebot
zugänglich sind.

Ein Dienst der ETH-Bibliothek
ETH Zürich, Rämistrasse 101, 8092 Zürich, Schweiz, www.library.ethz.ch

http://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-360429


Feministische Alternative fällig!

Verschärfung beim Schwangerschaftsabbruch?

Nach vierjähriger Vereinigung von
"Recht auf Leben" hat die national-
rätliche Kommission am 16.1. die
Parlamentsmühlen wieder in Gang
gesetzt. Hier wird es nur noch um
Varianten der Indikationenregelung
gehen — und um Verschärfung der Praxis

in den "liberalen" Kantonen. Beide

Kommissionsanträge von 1979
enthielten solche.

Die Bürgerlichen scheinen heute
geschlossen gegen jede Fristenlösung zu
sein. Einstige Anhängerinnen derselben

haben sich im Schatten von
"Recht auf Leben" zur sozial-medizinischen

Indikationsregelung bekannt.
Heute gilt bekanntlich eine medizinische

Indikationenregelung, wobei 6
"liberale" Kantone die soziale Indikation

in der Praxis anerkennen.
Die gesetzliche Anerkennung der
sozialen Indikation ist einerseits ein
Zugeständnis an die Bevölkerung, die
gemäss Publitest zu über 80% für eine
Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs

ist. Es passt anderseits in die
sparpolitische Landschaft, Fürsorge-
"Fälle" zu vermeiden. Die Art der
Auslegung bleibt bei einer
Indikationenregelung immer im Bereich staatlicher

Kontrolle, die sicher keine
frauenfreundliche Kontrolle ist.

Die Linke und der SVSS

haben 1983 aufgehört, eine
gesamtschweizerische Fristenlösung zu
fordern; die garantierte Bezahlung durch
die Krankenkassen auch bei Fristenlösung

haben sie schon früher aufgegeben.

Als "Kompromiss" begannen sie
auf die Föderalistische Regelung zu
warten.
Diese würde die heutigen
Abtreibungsverbote in 8 Kantonen und die
Nichtanerkennung der sozialen
Indikation in 11 Kantonen zementieren.
Sie würde die Gefahr verschärfen,
dass Spitäler "liberaler" Kantone die
ausserkantonalen Frauen zurückweisen.

1981 hat das Uni-Spital Lausanne
vorübergehend eine solche Massnahme

ergriffen. Eine Föderalistische
Regelung wäre eine schwere Last für die
Frauensolidarität.
Mit einer Gesetzesrevision haben nun
aber die eidgenössischen Räte die
Föderalistische Regelung auch für Frauen

"liberaler" Kantone uninteressant
gemacht: Die Krankenkassen zahlen
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nur für Abbrüche gemäss
Indikationenregelung! Für viele Frauen würde
die individuelle Zahlung einem Vetorecht

ihrer Ehegatten oder Väter über
die Abtreibung gleichkommen.

Beide Projekte enthalten die
gleichen Verschärfungen:
mindestens einwöchige Wartefrist
nach obligatorischer Beratung bei
einer kantonal-anerkannten
Schwangerschaftsberatungsstelle oder einer/
m zugelassenen/m Ärztin.
Die Wartefrist bezweckt, laut
Bundesrat, die Zahl der
Schwangerschaftsabbrüche zu senken (Stellungnahme

29.3.80). Heute ist es mindestens

in Genf möglich, Gutachten und
Abbruch in knapp einem Tag zu
bekommen. Die Verzögerung trifft
ausserkantonale Frauen stärker als
Genferinnen, weil erstere fortan zweimal
reisen müssten. Sie trifft bei der
Föderalistischen Regelung stärker als bei
der sozial-medizinischen
Indikationenregelung, weil erstere nicht einmal
eine gesamtschweizerische soziale
Indikation einführt.
Mit der obligatorischen Beratung werden

die kantonalen Schwangerschaftsberatungsstellen

hochoffiziell in der
Beratung über den Schwangerschaftsabbruch

etabliert, wo sie überhaupt
nicht hingehören. Sie beruhen nämlich

auf dem Familienschutzartikel

der Bundesverfassung und haben
einen klar geburtenfördernden Auftrag.
Schon heute stellt das entsprechende
Gesetz die Infra, Help und Droit de
Choisir vor die Wahl, sich entweder
für garantierte Subventionen in der
Hoffnung auf lückenhafte Kontrolle
diesem Auftrag zu unterstellen —
oder mit dem Risiko finanzieller
Austrocknung offen auf nicht-manipulati-
ver Beratung zu beharren.

Welche feministischen
Projekte?

Als erstes müssen wir klar und deutlich

Nein sagen zu jeder Indikationenregelung

sowie zur Föderalistischen
Regelung und allen Verschärfungen.
Die Taktik der Bürgerlichen wird darin

bestehen, gesetzliche Verschärfungen

möglichst unauffällig durchs
Parlament zu schleusen und vor allem
den ohnehin unauffälligen Verschärfungen

der Praxis freie Bahn zu
lassen. Wir müssen diese Taktik
durchkreuzen. Wir müssen die Schikanen,
Demütigungen, Quälereien der Praxis
— es gibt sie nach wie vor* — öffentlich

machen. Mehr frauenfreundliche
Klinikplätze müssen geschaffen,
die Subventionierung von Infra, Help,
Droit de Choisir (inklusive Löhne!)
ohne geburtenfördernden Auftrag
gesichert, bessere Verhütungsmittel
entwickelt werden.
Aber wir werden das frauenfeindliche
Dickicht nicht lichten können, wenn
wir uns auf Einzelkämpfe zersplittern.
Wir brauchen eine Älternative, für
die sich alle Frauen aller Kantone
bewegen können, weil sie allen eine
Verbesserung bringt. Die
gesamtschweizerische Fristenlösung, oder
besser die Straffreiheit, mit garantierter

Bezahlung durch die Krankenkassen

erfüllt als einzige diese Bedingung.

In Zürich haben wir eine Gruppe
gegründet, die Einschätzungen der
Situation und feministische Alternativen

zur Diskussion stellen möchte:
"Mutterschaft ohne Zwang" oder
schöner "MoZ". Wir sind Frauen aus
OFRA, Infra, Wyberrat, andern
Frauengruppen, Linksparteien und
Gewerkschaften. Als erstes bereiten
wir auf den 22. März ein Meeting und
Fest vor (siehe Veranstaltungskalender).

Vreni Bosshard
* Die OFRA Zürich hat dazu eine
Dokumentation gemacht: bestellen bei Postfach
611, 8026 Zürich.
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